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Ha r t w i n  Br a nd t , Die Kaiserzeit. Römische Geschichte von Octavian bis Diocle-
tian, 31 v. Chr.–284 n. Chr. (= Handbuch der Altertumswissenschaft, III Teil 11). 
Beck, München 2021. VIII, 707 S., ISBN 978-3-406-77502-4

1. Der römische Prinzipat stellt den für die Geschichte des römischen Rechts prä-
genden Zeitabschnitt dar. Hartwin Brandt, (nunmehr emeritierter) Professor für Alte 
Geschichte aus Bamberg, legt mit dieser auf die Kaiserzeit konzentrierten Neube-
arbeitung der 1967 von Hermann Bengtson 1) stammenden Gesamtdarstellung der rö-
mischen Geschichte nicht nur eine umfassende Darstellung der römischen Kaiserzeit, 
sondern auch eine grundlegende Neudeutung vor. Ausgangspunkt dafür ist das von 
Aloys Winterling begründete Modell einer „neuen Römischen Kaisergeschichte“2), 
das die Kommunikation zwischen Kaiser und Eliten in den Vordergrund rückt. Brandt 
kritisiert zwar die Verkürzungen, die diese Betrachtungsweise mit sich bringe, und 
betont, dass die „Verengung der Darstellung auf den stadtrömischen und italischen 
Raum sowie auf den ,inner circle‘ um den Kaiser“3) (3) für eine Gesamtdarstellung 
nicht tauge; als zielführend erachtet Brandt aber die Betonung des kommunikativen 
Elements, wobei er in Erweiterung des Ansatzes auch die Kommunikationsprozesse 
zwischen Zentrale und Provinzen, meist lokalen Eliten, sowie den reichsweit tätigen 
Magistraten und den städtischen Gemeinschaften für maßgeblich hält:

„Kommunikation im weitesten und umfangreichsten Sinne war zweifellos eine 
herausragende Aufgabe, welche römische Kaiser zur Bewältigung der alltäglichen 
regierungspraktischen Erfordernisse als auch in ihrem Streben nach breitem Kon-
sens und möglichst hoher Akzeptanz zu bewältigen hatten, […]“ (8).
Gleichzeitig wendet sich Brandt gegen die auf Millar zurückgehende Vorstellung 

einer vorrangig reaktiven Tätigkeit des Kaisers4): „Die permanente kommunikati-
ve Aktivität der Kaiser und ihrer Umgebung war freilich mehr als nur der Versuch 
einer Lösung praktischer Regierungsprobleme und der Regelung von Sachfragen, 
vielmehr suchte sie einem geradezu existentiellen Erfordernis der kaiserlichen Rol-
le und Position gerecht zu werden: der Herstellung und Erhaltung von Akzeptanz“ 
(8). Hieraus folgt die Deutung des Prinzipats als „Akzeptanzbedürfnissystem“ (8), 
in dem „die leitenden Akteure, die ihre Position in einem labilen und dynamischen 
Gebilde erfüllten, welches wir den ‚Prinzipat‘ nennen, […] stets um Konsens und 
Akzeptanz werben und ringen“ (8) mussten. Die Kommunikation ist somit nicht 
freiwillig, sondern erfolgt aus einer Notwendigkeit heraus, die Brandt als „Kommu-
nikationszwang“ (10) bezeichnet.

Auch auf Ebene der Quellen greift Brandt weit aus, indem er neben den literari-
schen Schilderungen ‒ nützlich ist der Überblick über die antiken Autoren und Werke 

1) H .  Be ng t son , Grundriß der römischen Geschichte mit Quellenkunde, Bd. 1: 
Republik und Kaiserzeit bis 284 n. Chr., München 3. Aufl. 1982.

2) Namentlich A .  Wi nt e r l i ng , Zu Theorie und Methode einer neuen Römi-
schen Kaisergeschichte, in: de r s . (Hg.), Zwischen Strukturgeschichte und Bio-
graphie, Probleme und Perspektiven einer neuen Römischen Kaisergeschichte 31 
v. Chr.–192 n. Chr., München 2011, 1–11.

3) Noch deutlicher Br a nd t  (3): „Winterlings für sein Verständnis des ‚Prinzi-
pats‘ konstitutive Auffassung, dass der erste Princeps Augustus ‚weder gegen das 
Annuitätsprinzip noch gegen das Verbot der Iteration und Kumulation von Ämtern 
verstieß‘, ist in dieser Zuspitzung ein Fehlurteil […].“

4) F.  M i l l a r,  The emperor in the Roman world (31 BC–AD 337), London 1977.
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(20–34), die der Darstellung hauptsächlich zugrunde liegen ‒ auch archäologische 
Zeugnisse durchgängig berücksichtigt und auf ihren Kommunikationsgehalt hin aus-
wertet. Insgesamt strebt Brandt damit nicht weniger als nach einem Gesamtbild, das 
„je nach Überlieferungslage flexibel“ ein „Konzept von Herrschaftsgeschichte, gele-
gentlich auch von Sozial-, Wirtschafts-, Kultur- und Mentalitätsgeschichte“ (4) zeich-
nen soll. Aus den Fachschriftstellern hebt er die Geographie (Strabo) (16), Archi-
tektur (Vitruv) und Medizin (Galen) hervor (17); auch die Juristenschriften werden 
erwähnt (17). Einen eigenen Akzent setzt er mit der konsequenten Auswertung der 
numismatischen Quellen (19). Diesem Anspruch entsprechend ist die Darstellung 
chronologisch aufgebaut: Nach einer ausführlichen Würdigung von „Augustus und 
der frühe Prinzipat (31 v. Chr.–14 n. Chr.)“ (Kap. II, 35–115) folgen die Untersu-
chungen „Die iulisch-claudische Dynastie (14–68)“ (Kap. III, 116–213) und „Das 
Vierkaiserjahr 68/69“ (Kap. IV, 214–233), an die sich die Darstellungen „Die Flavier 
(69–96)“ (Kap. V, 234–284) und „Die Adoptivkaiser (96–180) (Kap. VI, 285–402) 
anschließen. Eine ausführliche Würdigung erfährt „Das Ende der Adoptivkaiserzeit 
(180–192) und die Severer (193–235)“ (Kap. VII, 403–481), ein Kapitel, das direkt 
in abschließende Überlegungen zu „,Krise‘ oder ‚Transformation‘? Die Zeit der Sol-
datenkaiser (235–284)“ (Kap. VIII, 482–585) überführt.

2. Aus der Vielzahl der angesprochenen Fragen und der zahlreichen Neudeutun-
gen, die sich in diesem Opus magnum finden, seien im Folgenden nur einzelne Lese-
früchte herausgegriffen, die aus Sicht der Rechtsgeschichte weiterzudenken wären 
oder geeignet sind, bestehende rechtshistorische Paradigmata in Frage zu stellen.

2.a) Augustus (Octavian) sieht Brandt als Begründer der kommunikativen Stra-
tegie des Prinzipats, indem der erste Princeps den consensus universorum als kon-
stitutiv für die Wiederherstellung der Republik (in seinem Sinne) und damit die 
Begründung des Prinzipats hervorhebe (38f.). Interessant ist in diesem Zusammen-
hang der Hinweis auf eine auf das Jahr 28 v. Chr. datierte Goldmünze aus der Pro-
vinz Asia, die „auf der Rückseite den jungen Caesar in der Toga, auf einer sella 
curulis sitzend, mit einer Schriftrolle in der Rechten, zu seinen Füßen ein Behälter 
für Dokumente (scrinium)“ zeige und deren Legende laute: „Leges et Iura P(opulo) 
R(omano) Restituit“ (39). Brandt deutet diese Formel als Hinweis auf „ein Bündel 
von Maßnahmen […], welches im Laufe des Jahres 28 v. Chr. ins Werk gesetzt und 
später von Augustus in seinem Tatenbericht (34,1) zutreffend als Restaurationspaket 
charakterisiert wurde“ (39f.). Nur in einer Fußnote äußert sich Brandt zu dem in 
rechtshistorischen Gesamtdarstellungen nach wie vor gängigen Topos des imperium 
proconsulare5), den er für die vortiberische Zeit unter Verweis auf Klaus M. Girar-
det für „zumindest missverständlich“ (41 Fn. 66) erachtet6). Augustus sei sein mili-
tärischer Kompetenzbereich (provincia) zusammen mit seinem Mitkonsul Agrippa 
in republikanischer Tradition durch Volk und Senat zugewiesen worden (41). Dieser 
habe Spanien, Gallien, Syrien (mit Kilikien und Zypern) sowie Ägypten umfasst, 
während die illyrisch-makedonischen Regionen und Africa dem Senat unterstellt 
worden seien.

5) Vgl. W.  Wald s t e i n /J.M.  R a i ne r, Römische Rechtsgeschichte, 12. Aufl. 
München 2024, § 26 Rn. 9.

6) K .M.  G i r a rde t , Rom auf dem Weg von der Republik zum Prinzipat, Bonn 
2007, 469.
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Aus dieser Perspektive erklärt sich auch Brandts Deutung der 18 und 17 v. Chr. 
erlassenen Gesetze, die er als „Re-Republikanisierungs-Strategie“ (54) beschreibt, 
die auch formell republikanischen Regeln gehorcht hätten: So beruhten die leges 
Iuliae auf der tribunicia potestas wie auf dem durch weitere Privilegien ergänzten 
imperium consulare. Mit Blick auf die Provinzen sei nur Brandts pointierte Deutung 
der Kyrene-Edikte erwähnt, die er als Vorläufer der späteren Entwicklung einer All-
zuständigkeit des princeps ansieht: „Körperschaften und Privatpersonen sahen im 
Princeps zunehmend jene Instanz, die für alles zuständig war und an die man sich 
mit allen Anliegen wenden konnte und sollte“, eine Haltung, die Brandt als wichtigen 
Faktor für die spätere „Monarchisierung“ des Prinzipats ansieht (64) und für die Det-
lef Liebs mit Blick auf die Reskriptenpraxis den Begriff des „Reichskummerkastens“ 
geprägt hat7). Auch die Mitwirkungsmöglichkeiten der provinzialen Bevölkerung am 
Kommunikationsprozess mit dem princeps schätzt Brandt als positiv ein, denn auch 
sie habe „mannigfaltige Möglichkeiten“ besessen, „in ebenfalls ritualisierter Form 
ihre Zustimmung zu dem Princeps und seiner Familie zu demonstrieren, und […] 
auch ihrerseits um erwünschte Zuwendungen seitens des Kaisers nachzusuchen oder 
diese gar einzufordern“ (76). Als Beispiel dieser Kommunikation nennt er das „in-
schriftlich erhaltene Dossier des im Namen der Polis Sardeis agierenden Gesandten 
Menogenes, das aus zwölf einzelnen Urkunden besteht, die insgesamt eine Ehren-
inschrift für Menogenes bilden“8) (76). Einen eigenen Akzent setzt Brandt mit einem 
Blick auf das Münzwesen, indem er die „Roman Provincial Coins“ als eigenständi-
ges Kommunikationsmedium zwischen Kaiser und Provinzen ansieht, in dem sich 
Augustus rasch durchgesetzt habe (77).

Bei der Betrachtung der inneren Machtstrukturen werden im Zusammenhang mit 
den amici auch Juristen erwähnt, die – wie etwa C. Ateius Capito oder C. Trebatius 
Testa (83) – den princeps bei der Fülle der an ihn herangetragenen Rechtsfragen be-
raten hätten (83f.). Im Bereich des Rechts konstatiert Brandt denn auch eine eher re-
aktive Tätigkeit des princeps, wobei er ergänzend auf die offenbar gut funktionieren-
de Kommunikation allgemeiner rechtsverbindlicher Anordnungen in alle Teile des 
Reiches hinweist (84). Wichtiges Verbindungsglied zwischen Zentrale und Provinzen 
seien die Statthalter gewesen, die nicht nur Ruhe und Ordnung in ihrer Provinz zu 
wahren gehabt hätten, sondern auch mit der Rechtsprechung betraut gewesen seien. 
Diese umfassende Kompetenz sei faktisch durch die in städtischer Autonomie ent-
schiedenen Angelegenheiten und rechtlich durch Vorgaben des princeps beschränkt 
gewesen; Brandt erwägt, dass die Statthalter auch an den Versammlungen der sog. 
Provinziallandtage, den koina bzw. concilia, teilgenommen hätten, die er als „eine 
Art politisch-diplomatischer Zwischenebene zwischen den Städten und den Provinz-
statthaltern“ (90) kennzeichnet und die gemeinsam mit dem Kaiserkult ein wichtiges 
Element des „Kommunikationsnetzes zwischen Städten, Provinzen und Regionen 

7) D.  Liebs , Reichskummerkasten: Die Arbeit der kaiserlichen Libellkanzlei, 
in: A .  Kolb  (Hg.), Herrschaftsstrukturen und Herrschaftspraxis, Konzepte, Prin-
zipien und Strategien der Administration im römischen Kaiserreich, Akten der Ta-
gung an der Universität Zürich 18.–20.10.2004, Berlin 2006, 137–152.

8) Gemeint ist I. Sardis 8 (= AE 1915,1 = IGRRP-04, 1756 = EDCS-78300561), da-
zu M.  Wör r le , Maroneia im Umbruch, Von der hellenistischen zur kaiserzeitlichen 
Polis, Chiron 34 (2004) 149–167
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sowie kaiserlicher Zentrale“ dargestellt hätten (91). Für Rom selbst hebt Brandt die 
„Monarchisierung des Stadtbildes“ hervor, die sich in Bauten und Inschriften zeige 
(98–108), und in die Umgestaltung der städtischen Topographie „zu einem vom Prin-
ceps und seiner Familie dominierten Repräsentationraum“ (107) mündete.

2.b) Die Darstellung der iulisch-claudischen Dynastie (14–68) beginnt mit Tibe-
rius (14–37), den Brandt schon im Titel als Beispiel für das „Misslingen der Kom-
munikation“ ansieht (116). Die Senatssitzung, in der „das Testament des Augustus 
verlesen werden und Beschlüsse über die Ehrungen für den toten Princeps gefasst 
werden sollten“ (119), deutet Brandt als Versuch, die unklare Situation nach dem Tod 
des ersten princeps zu klären (119). Die Kommunikation zwischen Tiberius, der den 
Senat einberufen hatte, und dem Senat hält er allerdings für misslungen, wenngleich 
er Tiberius bescheinigt, „das Vorbild des Augustus zweifellos als verbindlich für sein 
eigenes Regierungshandeln erachtet“ zu haben (121). Er sieht den Befund durch die 
Numismatik bekräftigt, da sich Tiberius – wie Brandt ausführt – mit der Fortführung 
von Münztypen aus augusteischer Zeit begnügt habe, was ein geringes „kommunika-
tives Engagement“ sowie eine vollständige Abhängigkeit von Augustus zeige (122).

Breiten Raum nimmt in Brandts Darstellung das sog. Senatusconsultum de Cn Pi-
sone patre ein9), das er als Beleg für die Rechtsstellung des Germanicus im Rahmen 
der Ostexpedition10) heranzieht (125f.):

„Aus dem Wortlaut des besagten Senatsbeschlusses geht hervor, dass Germanicus 
im Herbst des Jahres 17 von dem Princeps Tiberius ‚aufgrund der Bevollmächti-
gung durch den Senat zur Regelung der Verhältnisse jenseits des Meeres entsandt 
worden sei‘, also als Prokonsul, ‚über den vom Volk ein Gesetz (des Inhalts) ver-
abschiedet worden war, daß ihm in jeder Provinz, in die er käme, ein größeres 
Imperium zustehe als demjenigen, der diese Provinz als Prokonsul verwaltete, 
solange nur gesichert sei, daß Ti. Caesar Augustus in allen Belangen ein größeres 
Imperium habe als Germanicus Caesar‘.“
Brandt erblickt hierin den ersten Beleg für ein imperium maius. Gleichzeitig kenn-

zeichnet er das Senatusconsultum de Cn. Pisone patre als „eminent politisches Doku-
ment“, das „authentische Einsichten in die Kommunikationskultur des frühen Prin-
zipats“ biete (128). Dies zeige sich vor allem in der ausführlichen „Dankadresse des 
Senats an die Mitglieder der ‚domus Augusta‘ einerseits und an den ‚equester ordo‘, 
die ‚plebs urbana‘ sowie die Soldaten andererseits“ (128f.). Es gehe also darum, die 
Akzeptanz des Princeps und des Prinzipats durch die zwei führenden ordines zu 
sichern und letzte Zweifel darüber zu beseitigen, „wer dieser Princeps auch in naher 
Zukunft sein solle oder könne“ (129).

Innenpolitisch bescheinigt Brandt Tiberius eine bewusste Kontinuität zu seinem 
Vorgänger (133f.), wobei als Krisenmomente die zahlreichen Majestätsprozesse – 
oder wie sie bei Brandt heißen: „kommunikativen Störungen“ (136) – und der soge-
nannte Sklavenaufstand von 24 n. Chr.11) (137f.) aufscheinen. Auch für Tiberius sei 
noch nicht von einem fixen consilium principis auszugehen, wenngleich etwa der 

 9) Zuletzt – erschienen nach Brandt – A .E .  Cooley, The Senatus Consultum de 
Cn. Pisone Patre: Text, Translation, and Commentary, Cambridge 2023.

10) Die Ostexpedition des Germanicus beschreibt H.  Ha l f ma n n , Itinera prin-
cipum, Geschichte und Typologie der Kaiserreisen im Römischen Reich, Stuttgart 
1986, 166–170 als am besten dokumentierte Reise eines römischen Herrschers über-
haupt.

11) Tac. ann. 4,27.
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Jurist M. Cocceius Nerva als amicus des princeps bezeugt sei (135f.). Weiter fällt 
auch der Prozess Jesu in die Zeit des Tiberius, dessen kompetenzrechtliche Probleme 
des ius gladii Brandt – etwas zu knapp12) – mit der Annahme beseitigt:

„Zu den Hauptaufgaben des Präfekten gehörte die Wahrung der öffentlichen 
 Sicherheit und Ordnung, und folgerichtig war Pontius Pilatus mit dem Prozess 
gegen Jesus wohl im Jahr 30 befasst, […] Der ritterliche Präfekt besaß – was 
 keineswegs eine Besonderheit Iudaeas war – die Befugnis der Kapitalgerichtsbar-
keit und konnte daher nach einem ‚regulären Strafprozess nach römischem Recht‘ 
die Kreuzigungsstrafe gegen Jesus aussprechen und umgehend voll strecken las-
sen“ (139).
Als Beleg für funktionierende Kommunikation im Reich zitiert Brandt eine Bi-

lingue aus Pisidien (SEG 26,1392)13), die ein Edikt des Statthalters von Galatien Sex. 
Sotidius Strabo Libuscidianus (das Edikt datiert zwischen 14 und 21 n. Chr.) über-
liefert, das die Verpflichtung (munus) für die Bewohner der Stadt Sagalassos vor-
sieht, Wagen, Maultiere oder Esel gegen eine fixe Summe zur Verfügung zu stellen 
(139)14). Es beruhe auf mandata des Augustus wie des Tiberius (Z. 1–4) und zeige 
damit die Umsetzung kaiserlicher Vorgaben auf provinzialer Ebene.

Einen Bruch mit der Tradition des Augustus konstatiert Brandt hinsichtlich der 
Selbstdarstellung des Tiberius, der jeglichen Personenkult und jegliche Bauprojekte 
abgelehnt habe (140f.). Mit der unklaren Rolle des Prätorianerpräfekten L. Aelius 
Seianus leitet das Kapitel über zu Caligula (37–41), den Brandt – ganz in Kontinuität 
der bisherigen Historiographie – zwischen den Polen „Kalkül oder Wahnsinn“ (147, 
vgl. auch 150f.) erörtert. Originelle Akzente vermag auch hier die Auswertung von 
Münzen zu setzen, die zunächst ein Bemühen um Fortsetzung der tiberischen Tu-
genden clementia und moderatio belegen (149–152). Einen wichtigen Kontrapunkt zu 
den aus senatorischer Sicht verfassten Berichten des Sueton und Cassius Dio gewinnt 
Brandt für den Caligula-Kult in Milet. Während bei Dio der Eindruck entstehe, Ca-
ligula habe sich das berühmte Heiligtum von Didyma aneignen wollen, zeige eine in 
Milet geprägte Bronzemünze nebst Inschriften, dass die Initiative nicht von Caligula 
selbst ausgegangen sei, sondern von exponierten Bürgern der Polis. Zudem sei das 
Ziel nicht eine Umwidmung des Didymeion gewesen, sondern eine Etablierung Cali-
gulas als ‚Tempelgenosse‘ (161). Insgesamt will Brandt die Herrschaft Caligulas nicht 

12) Ausführlich zur Frage D.  Liebs , Das ius gladii der römischen Provinzgou-
verneure in der Kaiserzeit, ZPE 43 (1981) 217–223. Brandt zitiert D.  Liebs , Vor den 
Richtern Roms, Berühmte Prozesse der Antike, München 2007, 89–104, gegen des-
sen Interpretation bereits verschiedentlich Zweifel erhoben worden sind, vgl. z. B. 
A .  Ba lbo, https://bmcr.brynmawr.edu/2008/2008.09.12: „In my opinion, some 
doubts remain concerning the exact nature of the trial of Jesus, where Liebs wants 
to demonstrate that the trial was regular and in compliance with Roman criminal 
procedure pace K. Rosen, J. Ermann and others, who point to the contumacia or to 
the coercitio of the Roman governor. There are uncertain boundaries between the 
power of the governors and the legal development of a trial in context […] not well-
known to u.“; vorsichtiger die Synthese von C.G.  Pau lu s , Der Prozess Jesu – aus 
römisch-rechtlicher Perspektive, Berlin 2016, bes. 6–8 zur Person des Pontius Pila-
tus; 20–23 zum ius gladii.

13) Zum Text vgl. S .  M it chel l , Requisitioned Transport in the Roman Empire: 
A New Inscription from Pisidia, JRS 66 (1976) 106–131.

14) Ausführlich A .  Kolb, Transport und Nachrichtentransfer im Römischen 
Reich, Berlin 2000, 55–57.
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als „Intermezzo eines verrückten Sonderlings“, sondern als typische Erscheinung 
der „durchaus labilen Konstruktion des augusteischen Prinzipats“ auffassen (168).

Auch für Claudius (41–54) setzt Brandt neue Akzente, indem er insbesondere 
der These, es handele sich um eine „lächerliche Gestalt“ bzw. einen „gar nicht ernst 
zu nehmenden Lückenbüßer“, widerspricht (169). Einen Beleg hierfür bilden erneut 
Münzprägungen, die zeigen sollen, dass Claudius eigene Akzente setze (171f.). Auch 
bei der Würdigung seiner innenpolitischen Kommunikation gelangt Brandt zu einem 
durchaus positiven Bild des Claudius:

„Mit seiner durchdachten kommunikativen Strategie erweist sich Claudius also 
keineswegs als kaiserliche Verlegenheitslösung, sondern als durchaus zurech-
nungsfähiger Princeps, der sich der mit seiner Rolle verbundenen Notwendigkei-
ten und Modalitäten offensichtlich bewusst war“ (177).
Auch die außenpolitische Bilanz sei „erstaunlich“ (178), wobei Brandt beispielhaft 

epigraphische Neufunde aus der Provinz Lycia anführt, die er bereits in seiner Habi-
litationsschrift von 1992 ausführlich ausgewertet hat15): Die Provinz sei von Claudius 
neu eingerichtet und von dem Statthalter Q. Veranius administrativ geprägt worden 
(179), wie insbesondere das in Patara gefundene Verzeichnis der Verkehrswege in 
Lykien, der ‚Stadiasmus Patarensis‘16), zeige.

Eine Neudeutung präsentiert Brandt auch für die sogenannte „Aufnahme der Gal-
lier in den Senat“, die sowohl bei Tacitus17) als auch inschriftlich (CIL XIII 1668 = 
ILS 212) überliefert ist. Einer Überlegung von Werner Riess18) folgend versteht er 
die Verleihung des ius honorum nicht als Aufnahme in das Voll-Bürgerrecht (im 
Sinne einer Ergänzung der bisher eingeschränkten civitas sine suffragio), sondern 
als Unterstützung bei dem Bestreben, senatorische Wahlämter zu erlangen (180)19). 
Ebenfalls in diesen Zusammenhang gehört das sogenannte edictum de civitate Ana-
unorum (tabula Clesiana, CIL V 5050 = ILS 206, 46 n. Chr.)20), das zwei verschie-
dene Anordnungen des Claudius enthält, die nur durch den gemeinsamen Vortrag 
des kaiserlichen Gesandten Iulius Planta zusammengefasst wurden: Der erste Teil 
betrifft einen schwelenden Konflikt zwischen Como und Bergell um Ländereien, die 
im Eigentum des princeps standen. Für diesen übersendet Claudius seinen commen-
tarius zur Lösung vor Ort. Der zweite Teil handelt hingegen von einem Bürgerrechts-
streit, der dadurch zustande gekommen war, dass Anauner, Tulliasser und Sinduner 
sich auf das der Stadt Tridentum verliehene römische Bürgerrecht beriefen, obwohl 
nur Teile dieser Stämme im Gebiet der Stadt ansässig waren. Die Entscheidung, wie 
mit diesen Bürgerrechtsusurpationen zu verfahren ist, trifft Claudius selbst, indem 
er den Anaunern, Tulliassern und Sindunern das römische Bürgerrecht verleiht und 

15) H .  Br a nd t , Gesellschaft und Wirtschaft Pamphyliens und Pisidiens im Al-
tertum, Bonn 1992, 97f. spricht sich für den Fortbestand der Provinz Galatia mit 
Pamphylien und Pisidien und der Neuschaffung einer Provinz Lycia aus.

16) Einzelheiten bei S .  Şa h ī n / M.  Ad a k , Stadiasmus Patarensis, Itinera Roma-
na Provinciae Lyciae, Istanbul 2007.

17) Tac. ann. 11,23,1–11,25,1.
18) W.  R ie s s , Die Rede des Claudius über das ius honorum der gallischen No-

tablen: Forschungsstand und Perspektiven, Revue des Études Anciennes 105 (2003) 
211–249, bes. 222–227.

19) R ie s s  ebenda 225.
20) Vgl. bereits U.  Sch i l l i nge r-Häfele , Das Edikt des Claudius CIL V 5050, 

Hermes 95 (1967) 353–365.
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damit ihre Rechtsstellung nachträglich legalisiert. Als weitere Zeichen gelungener 
Kommunikation des Claudius erwähnt Brandt weiter die vermutlich unter diesem 
Herrscher eingeführte Verpflichtung der Provinzgouverneure, ihre commentarii in 
den Statthalterarchiven zu deponieren (183) sowie die Berichte über Claudius’ Ge-
richtstätigkeit (186)21).

Nach Caligula führt Brandt Nero (54–68) als zweiten princeps mit Autokrati-
sierungstendenzen an, wobei er allerdings betont, dass Neros erster Akt als prin-
ceps die Divinisierung des Claudius gewesen sei, die überhaupt erste Vergöttlichung 
eines Vorgängers seit Augustus (192f.). Die historiographisch thematisierte Zäsur 
zwischen einer Frühphase (54–59) und einer zweiten Phase von Neros Herrschaft 
(59–68) kann erneut ein Blick auf archäologische Quellen bestätigen. So verweist 
Brandt auf den seit 59 verbreiteten Bildnistyp des Nero als „Typus Thermenmu-
seum“ (196), mit dem der princeps mit den Konventionen des julisch-claudischen 
Herrscherporträts breche und den Kaiser als „Künstler“ stilisiere (196). Es fehle 
in der Folgezeit an einem klaren politischen Profil; immerhin lasse sich aber eine 
neronische Zollpolitik feststellen, was Brandt mit den Zollinschriften aus Palmyra 
(mit einem Edikt des Statthalters C. Licinius Mucianus)22) und Ephesos, die u. a. das 
Zollgesetz der Provinz Asia überliefern23), begründet (200). Das eigentliche Interes-
se Neros liege aber auf anderen Feldern, namentlich in der Einrichtung von Spielen 
(„Iuvenalia“, 202; „Neronia“, 203) und der Errichtung der gewaltigen Anlage der do-
mus aurea in Rom mit der über dreißig Meter hohen Bronzestatue des Nero (204f.). 
Skepsis äußert Brandt mit Blick auf den immer wieder angenommen Zusammenhang 
zwischen dem Brand Roms und den Missetaten an Christen (210–212), da dieser we-
der bei den römischen Historikern noch bei christlichen Autoren, wie etwa Laktanz, 
explizit hergestellt werde. In Kontinuität mit der bisherigen Forschung deutet Brandt 
aus seiner die Kommunikation betonenden Sicht, dass Nero gescheitert sei, da er 
„entscheidend an Akzeptanz verloren und […] zu konsensstiftender Kommunikation 
und nüchternem Regierungshandeln erkennbar nicht mehr willens oder nicht mehr 
in der Lage“ gewesen sei (212).

2.c) Aus dieser Sicht erfolgt auch die Beurteilung des Vierkaiserjahres, für das 
Brandt nach kurzer Schilderung der wesentlichen Ereignisse feststellt: „Alle kaiser-
lichen Akteure des Vierkaiserjahres 68/69 litten nach dem Ende der iulisch-clau-
dischen Dynastie unter besonders eklatanten Akzeptanzdefiziten“ (230). Die ver-
schiedenen Kandidaten hätten alle mit ähnlichen Mitteln versucht, ihr Legitima-
tionsmängel zu überwinden, letztlich habe aber Vespasian durch militärische und 

21) Hierfür verweist er auf J.G.  Wol f , Claudius Iudex, in: V.M.  St rock a  (Hg.), 
Die Regierungszeit des Kaisers Claudius (41–54 n. Chr.): Umbruch oder Episode? 
Internationales interdisziplinäres Symposion aus Anlaß des hundertjährigen Jubi-
läums des Archäologischen Instituts der Universität Freiburg i. Br., 16.–18. Februar 
1991, Mainz 1994, 145–158.

22) IGR III 1056 (= AE 1946, 232 = IGRRP-03, 1056 = EDCS-79400027), dazu 
C.  Ma rek , Die Inschriften von Kaunos, München 2006, 207; eine vollständigere 
Edition ist CIS III 3913, dazu J.F.  Mat t hews , The Tax Law of Palmyra: Evidence 
for Economic History in a City of the Roman East, JRS 74 (1984) 157–180, 173–180.

23) Zuletzt M.  Cot t ie r / M.H.  Cr aw ford /C.V.  Crow t he r /J.-L .  Fe r r a r y/ 
B.M.  L ev ick /O.  Sa lom ies / M.  Wör r le  (Hgg.), The Customs Law of Asia, Ox-
ford 2008.
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machtpolitische Überlegenheit die Auseinandersetzung für sich entschieden (233). 
Leider lässt Brandt diesbezüglich offen, wie sich das Bemühen um Akzeptanz zur 
Machtposition verhält, also ob es einen Wendepunkt gibt, an dem Kommunikation 
und Akzeptanz durch Machtausübung außer Kraft gesetzt worden oder ob Macht-
ausübung selbst einen Teil der kommunikativen Strategien darstellt.

2.d) Das Kapitel zu den Flaviern (69–96) beginnt mit Vespasian und Titus (69–81) 
und widmet sich u. a. der die für die Konstruktion des Prinzipats bedeutsamen Lex 
de imperio Vespasiani. Brandt betont zu recht, dass die lex nicht zwingend eine Zä-
sur in der Geschichte des Prinzipats darstelle (237f.), was auch die rechtshistorische 
Literatur gezeigt hat24). Im Sinne der neuen Kaisergeschichte erweist sich die von 
Brandt konstatierte Anhebung der „Stadt- und Rechtskultur in Spanien“ (245f.) als 
wichtig, da – wie er festhält – „die kommunale Selbstverwaltung nach römischem 
Muster genauso gestärkt [wurde] wie die Integration der lokalen Eliten in den ge-
samten Verband der römischen Bürger“ (245)25). Detaillierter fällt die auf archäo-
logische und inschriftliche Belege gestützte Beschreibung der Provinzorganisation 
aus (246–248), wobei vor allem die Romanisierung von Caesarea durch Errichtung 
einer Kolonie mit dem Privileg der Befreiung von der Kopfsteuer ein interessantes 
Beispiel bildet (247f.). Breiten Raum nimmt die Schilderung des bellum Iudaicum 
(66–74 n. Chr.) ein, wobei sich Brandt naturgemäß auf die Schilderung bei Josephus 
stützt (248–252). Einen eigenen Akzent setzt er mit der Betrachtung der inschrift-
lichen Zeugnisse zur Feier des Triumphs nach dem Sieg der Römer, die Brandt u. a. 
als „eine (politische und kommunikative) Strategie der Deautokratisierung“ deutet, 
„die sich gezielt der […] Vorbildhaftigkeit des Augustus bediente“ (256). Von der 
Regierungspraxis des Titus allein sei wenig überliefert; immerhin nennt Brandt einen 
auf einer Bronzetafel überlieferten Bescheid an ein municipium Munigua26), mit dem 
der princeps auf die vollständige Geltendmachung von Strafgeldern verzichte (260f.).

Einen klaren Kontrapunkt hierzu bildet der als drittes Beispiel für die Autokra-
tisierung des Prinzipats angeführte Domitian (81–96), für die Brandt vor allem auf 
„Akzentverschiebungen im medialen und kommunikativen Habitus des Princeps“ 
sowie in der Kaisertitulatur verweist (266). In diese Richtungen wiesen auch die 
Bauaktivitäten Domitians, wenngleich Brandt hervorhebt, dass letzterer viele Bau-
werke lediglich restauriert habe (268) und nur die „Palastanlage“ auf dem Palatin 
eine neue Art der Repräsentation darstelle (268f.). Dieser Palast sei „mehr als nur 
Regierungs- und Verwaltungszentrum, er war zugleich ein hochdynamischer und 
empfindlicher Raum von Kommunikation, sozialer Interaktion, der Ausbildung 
hierarchischer Strukturen und Einflusssphären sowie der Etablierung von Netz-

24) Vgl. vor allem D.  Ma ntova n i , Les clauses ‚sans précédents‘ de la lex de im-
perio Vespasiani: une interprétation juridique, Cahiers du Centre Gustave Glotz 16 
(2005) 25–43; de r s ., Lex ‚regia‘ de imperio Vespasiani, Il vagum imperium e la 
legge costante, in: L .  Capog ross i  Colog nes i / E .  Ta ss i  Sca ndone  (Hgg.), La 
Lex de Imperio Vespasiani e la Roma dei Flavi (Atti del Convegno, 20–22 novembre 
2008), Roma 2009, 125–155.

25) Grundlegend für die Lex Irnitana F.  La mbe r t i , ‚Tabulae Irnitanae‘, Muni-
cipalità e ‚ius Romanorum‘, Napoli 1993; d ie s ., La ‚maggiore età‘ della ‚lex Irni-
tana‘, Un bilancio di diciotto anni di studi, Minima epigraphica et papyrologica 3.4 
(2000) 237–256.

26) AE 1962, 288 = EDCS-10102150 (79 n. Chr.).
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werken und Abhängigkeiten“ (273); er belege daher die autokratischen Tendenzen, 
die auch in der römischen Historiographie erörtert werden. Zudem habe Domitian 
genau wie Nero die ludi und spectacula gefördert und teilweise auch neue geschaf-
fen (275).

Trotz dieser überschießenden Tendenzen Domitians erteilt Brandt der Auslegung 
eines Bruchs mit seinen Vorgängern eine Absage, wobei er insbesondere die Förde-
rung loyaler Senatoren hervorhebt (280). Für nicht genügend belegt erachtet er Ver-
suche, Domitian besondere Akzente in der Wirtschaftspolitik zuzuschreiben (280f.); 
die verstärkte Eintreibungspraxis für den unter Vespasian geschaffenen fiscus Iudai-
cus sieht Brandt als fiskal- wie religionspolitisch motivierte Episode und nicht als 
eigentliche Wirtschaftsförderung an (281).

2.e) Das Kapitel zu den Adoptivkaisern (96–180) beginnt mit Nerva, dem Brandt 
den Titel „Zwischenzeit“ verleiht (285), wobei er ihm aber ein eigenes Profil zuge-
steht, das sich erneut in Münzprägungen zeige:

„Dass Nerva dabei durchaus bewusst eigene kommunikative, reflektierte Anstren-
gungen unternommen hat, um seinem Prinzipat ein eigenes Profil zu geben, erhellt 
deutlich aus seiner Münzprägung. So hat er – gewiss in bewusster und deutlicher 
Absetzung von seinen Vorgängern Domitian und Titus – eine eigene Restitutions-
münzenserie in elf bekannten Typen prägen lassen, die sämtlich und ausschließ-
lich auf der Vorderseite das Porträt des Divus Augustus zeigen“ (289).
Wirtschaftspolitisch wie juristisch folgenreich war auch die von Brandt Nerva zu-

geschriebene „Gründung der Alimentarinstitution“ (294). Mit Traian (98–117), für 
den Brandt den Titel „Optimus Princeps?“ wählt, wird die Reihe der – in Brandts 
Sicht – kommunikativ erfolgreichen Kaiser eröffnet. Obgleich in Germanien habe 
Traian durch geschickte Münzprägung die Loyalität der Truppen und der städtischen 
Eliten gesucht (297f.). Erfolgreich sei auch die Kommunikation in den Provinzen 
verlaufen, für die epigraphische, papyrologische und literarische Belege die Bestä-
tigung von Rechten, die Zusicherung von Autonomie und die Wahrung von Privile-
gien bezeugten (298). Brandt beschreibt diese Anfragen und Rückbestätigungen als 
„komplexes kommunikatives Wechselspiel […] zwischen Akzeptanzbekundungen 
und Akzeptanzerwartungen“ (300):

„Nach den Regeln der reziproken Wunscherfüllung, wie sie sich in der Formel des 
‚do ut des‘ artikulieren, gewährten die angesprochenen Gruppen dem Princeps 
gegen materielle und (oder) ideelle Zuwendungen ihre Loyalität, die vom Princeps 
selbst auch offensiv eingefordert werden konnte“ (300).
Hinzu sei die „mediale Orchestrierung der traianischen Großtaten im Rahmen der 

dakischen Eroberung“ getreten, zu der auch die Anlage des gewaltigen Traiansfo-
rums gehöre, die dazu gedient habe, den optimus princeps monumental zu verherr-
lichen (303).

Das von Brandt unter dem Titel „Reform, Recht und Religion: Der Kaiser bei 
der Arbeit“ (309) eingeordnete Alimentarprogramm Traians lässt sich gleichfalls 
in die Reihe der selbstverherrlichenden Maßnahmen stellen. Wichtig sind hier die 
epigraphisch belegten Stiftungen, die – wie es Brandt bezeichnet – „als Teil einer 
systematisch von Traian betriebenen und auch öffentlich propagierten ‚cura Italiae‘ 
zu verstehen“ sind (309), indem auch diese Wohltaten erneut im Münzprogramm 
des Kaisers gefeiert werden (309f.). Hinzu treten Bauprojekte in der Stadt Rom, die 
Brandt unter dem Titel „Imperialisierung des Stadtbildes“ (315) verzeichnet. Den-
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noch ist Brandt – in Abkehr von Plinius’ Dankesrede – zurückhaltend, Traian den 
Titel des optimus princeps zu verleihen, was er vor allem aus der fehlenden Dauer-
haftigkeit der im Osten erzielten Kriegserfolge ableitet (321).

Ähnlich kritisch äußert er sich auch zu Hadrian (117–138), für den er vor allem 
das Fehlen kritischer Historiographie beklagt, weil die römische Geschichtsschrei-
bung der Zeitgenossen zur Panegyrik verkommen sei (321). Als wichtige Quelle hebt 
Brandt „zahlreiche wörtliche Zitate aus hadrianischen Briefen und Bescheiden bei 
römischen Juristen“ hervor (322), wofür er sich auf Tony Honoré stützt27), ohne die 
durchaus kontroverse Diskussion von Honorés Thesen und Methoden zu beachten28).

Juristisch nach wie vor ungeklärt sei die vermeintliche Adoption Hadrians durch 
Traian, wobei Brandt zutreffend feststellt, dass die Adoption rechtlich jedenfalls nicht 
wirksam gewesen sein könne, wenngleich „ihre Gültigkeit offenbar nicht ernstlich 
angezweifelt“ worden sei und durch die Emittierung von Münzen Fakten geschaffen 
worden seien (324). Brandt bescheinigt Hadrian ein eigenes kommunikatives Profil, 
wenn er festhält:

„Die Neubildung eines eigenen, hadrianischen Herrschaftsprofils in den ersten, 
vornehmlich stadtrömischen Jahren fiel folglich mehrdimensional aus. Auf der 
einen Seite betonte Hadrian die Legitimität seiner Herrschaftsdesignation durch 
Adoption und die Rechtmäßigkeit der Umstände seines Herrschaftsantritts, und 
er bemühte sich um öffentlichkeitswirksame Darstellung seiner ‚pietas‘ gegenüber 
dem vergöttlichten Adoptivvater, der als ‚optimus princeps‘ eine ideologisch hoch-
profitable Bezugsgröße darstellte“ (327f.).
Ein eigener Abschnitt ist der Rechtsetzung durch Hadrian („Prinzipat und Recht“, 

337–341) gewidmet, wobei Brandt erneut vorrangig inschriftliches Material würdigt: 
So verweist er u. a. auf ein Edikt Hadrians in Asia aus dem Jahr 12929), mit dem er 
auf Missbräuche durch Soldaten reagiert habe, die sich aus dem Land zu versorgen 
hatten (337). Richtigerweise betont Brandt, dass die Belastung der Anwohner durch 
Soldaten eine Kehrseite der intensiven Reise- und Expeditionstätigkeit des Kaisers 
gewesen sei, da die Versorgung des Militärs aus dem durchzogenen Land selbst-
verständlich gewesen sei. Weiter nennt Brandt die Regelung Hadrians für Athen 
zum Zwangsverkauf der Olivenernte30) als gelungenes Beispiel, lokale Traditionen 

27) T.  Honoré , Emperors and Lawyers. With a ,Palingenesia‘ of Third-Century 
Imperial Rescripts 193-305 AD, 2. Aufl. Oxford 1994, 12f.

28) Diese Kritik betraf im Wesentlichen die 1. Aufl., siehe v. a. D.  Liebs , Juristen 
als Sekretäre des römischen Kaisers, ZRG RA 100 (1983) 485‒509; B.W.  Fr ie r, in: 
The American Historical Review 88 (1983) 658f. Sie gilt aber hinsichtlich der zwei-
felhaften Verlässlichkeit stilistischer Argumente auch für die verbesserte 2. Aufla-
ge, vgl. etwa M.C.  A lexa nde r, in: Law and History Review 15 (1997) 159f., 159: 
„Not all readers will accept the premises behind Honoré’s method of demarcating 
authors of these texts on the basis of distinctive terminology, syntax, and word order. 
Where does Fingerspitzengefühl (61) end and arbitrary declaration begin?“

29) T.  Hau ke n / H.  Malay, A New Edict of Hadrian from the Province of Asia 
setting Regulations for Requisitioned Transport, in: R .  Ha e n sch  (Hg.), Selbstdar-
stellung und Kommunikation, Die Veröffentlichung staatlicher Urkunden auf Stein 
und Bronze in der römischen Welt, Internationales Kolloquium an der Kommis-
sion für Alte Geschichte und Epigraphik in München, 1.–3. Juli 2006, München 
2009, 327–348; H.  Ha l f ma n n , Hadrians Reisen: Alte und neue Erkenntnisse, 
in: K .  Ha r t e r-Uibopuu (Hg.), Epigraphische Notizen, Zur Erinnerung an Peter 
Herrmann, Stuttgart 2019, 235–248, 240.

30) IG2 II 1100 = SEG 15.108; vgl. hierzu v. a. K .  Ha r t e r-Uibopuu , Hadrian 
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und römische Maßnahmen zu kombinieren (338)31). Ebenfalls hierher gehörten die 
„hadrianischen Vorschriften bezüglich der Kultivierung von Brach- und Ödland in 
Nordafrika und der Bewirtschaftung der lusitanischen Silberbergwerke“ (338), d. h. 
die sog. „Lex Hadriana de rudibus agris et iis, qui per X annos continuos inculti sunt“ 
(338)32), die sog. „Bergwerksordnung von Vipasca“ sowie das Edikt Hadrians „für 
Prätorianer mit unsicherem Bürgerrecht“33). Möglicherweise hätte man auch die Lex 
rivi Hiberiensis, die wahrscheinlich unter dem Einfluss des legatus iuridicus, eines 
Statthalters unter Hadrian, abgeschlossen wurde, heranziehen können34).

Auch Brandt betont Hadrians Bedeutung für die Rechtsentwicklung, indem er ihm 
nachgerade eine „kaiserliche ‚Justizpolitik‘“ bescheinigt (339). Wenn er dabei aber 
behauptet: „So findet sich unter Hadrian die explizite juristische Ausformulierung 
dessen, was bereits längst anerkanntes Gemeingut im Rechtsleben des Imperium 
Romanum geworden war: Was der Kaiser (auch in konkreten Einzelfällen) entschied 
und formulierte, besaß allgemeine Rechtskraft“ (339), so genügt hierfür das Zitat 
aus einer Schrift des severischen Juristen Ulpian in D. 1,4,1 pr. Ulp. 1 inst. allerdings 
nicht (339 Fn. 563). Vielmehr lässt sich das auch von Brandt zutreffend gewürdigte 
‚edictum perpetuum‘ als Hauptfaktor dafür ausmachen, dass die Rechtsschöpfungs-
macht vom Prätor auf die kaiserlichen Juristen überging35). Brandt bescheinigt Ha-
drian auch eine erfolgreiche Provinzialpolitik, die vor allem in der Förderung von 
Städten in verschiedenen Teilen des Reiches bestanden habe:

„Die gezielte und kontinuierliche Kommunikation Hadrians mit den Vertretern 
zahlreicher Poleis dürfte entscheidend zur hohen Akzeptanz seines Prinzipats 
beigetragen haben, und dies gilt auch für die Gewährung des (Bei-)Namens ‚Ha-
driane‘ oder Hadrianopolis‘ an schon bestehende Siedlungen oder für die Neu-
gründung von Poleis unter seinem Namen“ (348).

and the Athenian Oil Law, in: R .  A l s ton /O.M.  va n  Nijf  (Hgg.), Feeding the An-
cient Greek City, Leuven 2008, 127‒141, 131.

31) So auch Ha r t e r-Uibopuu , Hadrian (Anm. 30) 133 und 139.
32) CIL VIII 26416 = EDCS-25601523, dazu zuletzt H.  Gon z á lez  Bord a s / 

J.  Fr a nce ,  A new edition of the imperial regulation from the Lella Drebblia site 
near Dougga (AE 2001, 2083), Journal of Roman Archaeology 30 (2017) 407‒428 
m. w. N. in Fn. 8 zur Deutung der Lex Hadriana; vgl. auch H.  Gon z á lez  Bor-
d a s , Un nouveau regard sur le dossier des grandes inscriptions agraires d’Afrique 
contenant le sermo procuratorum, Cahiers du Centre Gustave Glotz 28 (2017) 
213‒229; und de r s ., Adapting Imperial Economic Choices to Regional Contexts: 
New Evidence from the Sermo Procuratorum and the Lex Hadriana, in: K .  Ve rbo -
ve n / P.  Erd k a mp (Hgg.), Law and Economic Performance in the Roman World, 
Leiden 2022, 79‒91.

33) So der Titel von W.  E ck , Edikt Hadrians für Prätorianer mit unsicherem Bür-
gerrecht, ZPE 189 (2014) 241‒253.

34) So D.  Nör r, Prozessuales (und mehr) in der lex rivi Hiberiensis, ZRG RA 125 
(2008) 108‒188, 109f.; zuletzt ausführlich C.  Bu z z a cch i , La lex rivi Hiberien-
sis: domande allo storico del processo romano, in: L .  Maga n z a n i /C.  Bu z z a c -
ch i  (Hgg.), Lex rivi Hiberiensis: diritto e tecnica in una communità di irrigazione 
della Spagna romana: giornate di studio in ricordo di Giorgio Luraschi, Milano 2‒3 
luglio 2012, Napoli 2014, 93‒119.

35) Vgl. F.  Ga l lo , Un nuovo approccio per lo studio del ius honorarium, SDHI 
62 (1996) 1–68; zum edictum perpetuum vgl. zuletzt U.  Babu siau x , § 6 Rechts-
schichten, in: U.  Babu siau x /C.  Ba ldu s / W.  Er n s t / F.- S .  Meis sel / J.  Pla t-
schek / T.  Rü f ne r  (Hgg.), Handbuch des römischen Privatrechts I, Tübingen 2023, 
Rn. 143‒146.
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Dennoch habe er Rom nicht vernachlässigt und durch Bauprogramme und Fest-
mähler die Kommunikation mit den römischen Eliten sichergestellt.

Der nächste Abschnitt zu Antoninus Pius (138‒161) steht unter dem mit einem 
Fragezeichen versehenen Titel: „Das ‚Goldene Zeitalter‘?“ (356) und wirft damit 
die später auch explizit gestellte Frage nach der Deutung der Regierungszeit des oft 
als „Kontinuität“ zu Hadrian verstandenen Kaisers als einer „Blütezeit“ auf (359). 
Entgegen diesem in der antiken Historiographie transportierten Bild setzt Brandt 
„die Auswertung der verfügbaren Quellen“ und betont – erneut unter Berücksich-
tigung von Münzen und archäologischen Zeugnissen (360‒362) – die Verstrickung 
des Herrschers in umfangreiche militärische Aktivitäten und gelangt daher zu dem 
Schluss, die vermeintliche Friedenszeit sei in Wahrheit eine Kriegszeit gewesen, was 
Antoninus Pius selbst zutreffend kommuniziert habe. „Anders als bei seinen Vorgän-
gern Hadrian und Traian führte dies jedoch nicht zu Reiseaktivitäten von Antoninus 
Pius – dieser Kaiser reiste nicht“ (363). Die Leitung der Provinzen und die Regelung 
von Streitigkeiten vor Ort habe er an Statthalter delegiert (366).

Die damit fast ständige Anwesenheit des Kaisers in Rom habe zu verstärkten 
Interaktionsmöglichkeiten mit der plebs urbana geführt; hierzu gehöre u. a. die auch 
in der Münzprägung prominent thematisierte annona (367). Erwähnt sei auch die 
von Brandt als neuartige und nicht den Alimentarstiftungen zuzuordnende „Stiftung 
für die ‚puellae Faustinianae‘“, die Antoninius Pius zu Ehren und zur Erinnerung 
an seine 140 verstorbene Gattin Faustina (maior) errichtet habe (368). Warum es 
sich nicht um eine Alimentarstiftung handeln soll, bleibt allerdings unklar36). Viel-
mehr spricht der Inhalt der Anordnung37) durchaus für die Einordnung als Stiftung, 
wobei aufgrund des kaiserlichen Ursprungs selbstverständlich eine besondere Ver-
waltungsform vorgesehen ist und nicht unbesehen alle Regeln des Privatrechts An-
wendung finden38). Aus Sicht der Kommunikation ist erneut der Blick auf die Mün-
zen weiterführend, der Brandt zu dem Urteil führt, dass „Antoninus Pius sich in der 
Tat als Bewahrer und Verfechter einer moralisch-sittlich fundierten Wertordnung 
verstand“ (373), z. B. , indem er „die eheliche ‚concordia‘ zwischen dem Kaiser und 
seiner Gattin Faustina zu einem allgemein verbindlichen gesellschaftlichen Vorbild 
stilisiert und in einen eigenen sakralen Kontext gestellt“ habe (373). Der Erfolg dieser 
Kommunikation zeige sich in der Rezeption in Sarkophagen mit Ehepaardarstellun-
gen, die das kaiserliche Vorbild imitierten (373).

Der fünfte Abschnitt des VI. Kapitels widmet sich „Mark Aurel und Lucius Verus 
(161‒180)“, d. h. der „erstmaligen Etablierung einer weitgehenden Samtherrschaft“ 
(380) nach dem Tod des Antoninus Pius. Neben der eindeutig militärisch geprägten 
Politik beider Herrscher, die schon Michael A. Speidel im Kontrast zu der durch 
die meditationes eingenommenen Perspektive als Philosoph auf dem Kaiserthron 

36) Br a nd t  verweist auf SHA Antoninus Pius 8,1 (dort findet sich allerdings kein 
Argument für diese Auffassung, denn es heißt lediglich: puellae alimentarias in ho-
norem Faustinae Faustinianas constituit) und C.  M ichel s , Antoninus Pius und 
die Rollenbilder des römischen Princeps, Herrscherliches Handeln und seine Re-
präsentation in der Hohen Kaiserzeit, Berlin 2018, 134 mit n. 802, der die HA para-
phrasiert.

37) Vgl. CIL VI 33840 = EDCS-24100613 (Rom, 227 n. Chr.).
38) Vgl. B.  Za h n , Si quid universitati debetur, Forderungen und Schulden priva-

ter Personenvereinigungen im römischen Recht, Wien 2021, 187‒189 m. w. N.
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herausgearbeitet hat39), untersucht Brandt auch die Rolle Marc Aurels als princeps 
civilis (SHA Marcus Aurelius 6,3), für die er u. a. das Senatusconsultum Orfitianum 
erwähnt, das er als „erbrechtliche Stärkung von Kindern bei gleichzeitiger Beschnei-
dung der ‚patria potestas‘“ (396) kennzeichnet40).

Zu recht betont Brandt, dass diese Reformen ebenso wenig wie Anpassungen im 
Sklavenrecht als Ausdruck philosophischer Überzeugungen gedeutet werden könn-
ten41), und relativiert auch Cassius Dios Beschreibung der „Akribie und Hingabe 
von Mark Aurel bei der Erledigung seiner richterlichen Aufgaben“ (397). Sie dürften 
„nicht als Spezifikum nur dieses Kaisers verstanden“ werden, sondern seien „Sig-
num und Erfordernis kaiserlicher Praxis überhaupt“ (397). Auch Kaius Tuori hat 
gezeigt, wie sich die kaiserliche Macht von Augustus bis in die Severerzeit gerade 
auch durch die Rechtsprechung vollzog und welche Bedeutung dabei entsprechen-
de exempla gespielt haben42). Als einen derartigen Fall diskutiert Brandt D. 28,4,3 
Marcell. 29 dig. (398f.), begnügt sich dabei aber mit dem Verweis auf Millar (1992) 
und blendet damit die ausführliche und in Teilen auch kontroverse Diskussion in der 
rechtshistorischen Forschung vollständig aus43).

2.f) Kapitel VII behandelt „Das Ende der Adoptivkaiserzeit (180‒192) und die 
Severer (193‒235)“ (403‒481). Für den anfänglich erwähnten Commodus (180‒192) 
wählt Brandt erneut einen mit Fragezeichen versehenen Titel: „ein größenwahnsin-
niger Kaiser?“ (403). Ein Ansatzpunkt für diese Qualifikation ist der Hercules-Kult 
des Commodus, der sich als „Romanus Hercules“ bezeichnen ließ, weil er im Amphi-
theater von Lanuvium, das er zur Ehrung seiner Geburtsstadt in colonia Lanuvina 
Antoniniana Commodiana umbenannte habe, in Wettkämpfen auftrat und Tiere er-
legte (411f.). Später sei er selbst öffentlich als Hercules „mit den Attributen Löwenfell 
und Keule“ (412) aufgetreten und habe sich auch in Münzen als „Hercules Commo-
dianus“ repräsentieren lassen (412):

„Der spektakulärste erhaltene Ausdruck der neuen Hercules-Angleichung des 
Commodus ist das qualitativ hochwertige, aus weißem italischen Marmor ge-

39) M.A.  Spe idel ,  Der Philosoph als Imperator: Marc Aurel und das Mili-
tär“, in: V.  G r ieb  (Hg.), Marc Aurel – Wege zu seiner Herrschaft, Gutenberg 2017, 
49‒74.

40) Hierfür zitiert er vorrangig C.  Koeh n ,  Tendenzen in der Gesetzgebung Marc 
Aurels am Beispiel des Erb- und Familienrechts, Zum Kontext des Senatusconsul-
tum Orfitianum, in: G r ieb  (Fn. 39) 307‒323, dessen Schlussfolgerungen aber recht-
lich nicht nachvollziehbar sind (v. a. 321f.); unverzichtbar noch immer: M.  Mei n -
ha r t , Die Senatusconsulta Tertullianum und Orfitianum in ihrer Bedeutung für das 
klassische römische Erbrecht, Graz 1967.

41) Für das Sklavenrecht verweist er auf die Analyse von T.  Fi n ke naue r, Die 
Rechtsetzung Mark Aurels zur Sklaverei, Stuttgart 2010.

42) K .  Tuor i , The Emperor of Law, The Emergence of Roman Imperial Adjudi-
cation, Oxford 2016.

43) Vgl. V.  Wa n ke r l , Appello ad principem, Urteilsstil und Urteilstechnik in 
kaiserlichen Berufungsentscheidungen (Augustus bis Caracalla), München 2009, 
68‒94; T.  K le i t e r, Entscheidungskorrekturen mit unbestimmter Wertung durch 
die klassische römische Jurisprudenz, München 2010, 133‒142; M.  Ave na r iu s , 
Benignior interpretatio: Origin and Transformation of a Rule of Construction in the 
Law of Succession, Roman Legal Tradition 6 (2010) 1‒21; J.F.  S t ag l , Glanz der 
Rhetorik und Finsternis der Logik in einer Entscheidung Marc Aurels (Marcell. 
D. 28,4,3 pr.‒1), Fundamina 20 (2014) 871‒880.
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arbeitete Porträt des Kaisers vom Esquilin in Rom, welches ihn mit herculischen 
Attributen zeigt (Löwenfell, Keule, Äpfel der Hesperiden)“ (412).
Diese Selbststilisierung sei nicht als „Ausdruck von Verstandesverlust“ zu ver-

stehen (413); vielmehr liege hierin eine übertriebene „Selbstüberhöhung und Auto-
kratisierung des Prinzipats […], die vor allem in senatorischen Kreisen als Hyb-
ris und Normenverstoß wahrgenommen und abgelehnt worden sein muss“ (413). 
Trotzdem sei auch noch zweckrationales Regierungshandeln erkennbar, wie Brandt 
aus den nichtliterarischen Quellen schließt, die nach seiner Interpretation dem Be-
richt in der Historia Augusta (SHA Comm. VII, 13,7f.), nach dem der Kaiser nicht 
mehr in der Lage gewesen sei, Briefe und Anfragen zu bescheiden, widersprechen 
(413f.).

Der zweite Teil dieses Kapitels befasst sich mit dem Mehrkaiserjahr 193 und damit 
zunächst mit der Ereignisgeschichte, bevor im dritten Teil mit „Septimius Severus 
(193‒211) und Caracalla (211‒217)“ und dem Untertitel: „Die Konstruktion einer 
Dynastie“ wieder stärker die Kommunikation und das Bemühen um Akzeptanz in 
den Vordergrund treten (427‒460). Zunächst habe Septimius Severus seine Titulatur 
an seinen Vorgänger Pertinax anknüpft, um „sein unverkennbares Legitimationsde-
fizit“ zu kompensieren (428). Nach dem Sieg über Pescennius Niger habe Septimius 
Severus schon im Sommer 195 die Titel „Arabicus“ und „Adiabenicus“ angenom-
men, was Brandt als klare dynastische Zuspitzung wertet: „Mit der Verwendung der 
neuen Siegestitel und einer entschiedenen Streuung politischer Privilegierungen und 
Sanktionierungen verschaffte sich Septimius Severus rasch ein eigenes, auf Inschrif-
ten und Münzen auch vernehmbar kommuniziertes Profil, das nun um deutliche, auf 
die eigene Person und die Kernfamilie beschränkte, dynastische Elemente erweitert 
wurde“ (430). Erst recht beachtlich ist die auch in den Rechtsquellen transportierte 
Anlehnung an Marc Aurel44), die seit dem Sommer 195 durch die Behauptung einer 
direkten Abstammung als ,divi Marci Antonini Pii filius‘ und ‚divi Commodi frater‘ 
forciert worden sei (430f.). Auch die Söhne wurden in diese Genealogie einbezogen, 
was sich in den Akten der Saekularfeiern zeigt:

„Die inschriftlich […] erhaltenen, sehr langen ‚acta‘ zeichnen das Bild einer engen 
Kooperation zwischen den Augusti Septimius Severus und Caracalla sowie dem 
Caesar Geta und dem Senat; bei den eingeschobenen kaiserlichen Verlautbarun-
gen werden in langatmiger Form immer wieder, bei allen drei Herrschern, sämtli-
che (fiktiven) genealogischen Details aufgeführt – im erkennbaren Bestreben, der 
Öffentlichkeit diese Form der Herrschaftslegitimation geradezu einzuhämmern“ 
(433)45).
Mit dem Argument, schon seit Augustus habe die militärische Stärke jeden er-

folgreichen Kaiser ausgezeichnet, wendet sich Brandt gegen die in der Forschung 
vorherrschende Qualifizierung des Septimius Severus als erstem „Soldatenkaiser“ 
(435), denn Septimius Severus’ Karriere weise weniger militärische Aktivitäten auf 
als etwa Traian (435). Allerdings hätten die militärischen Aspekte in der öffentlichen 
Selbstdarstellung des Kaisers dominiert, wie vor allem Inschriften zeigten (435f.). 

44) U.  Babu siau x ,  Papinians Quaestiones, Zur rhetorischen Methode eines 
spätklassischen Juristen, München 2011, 5‒7, 141‒152 (zu D. 31,67 pr.‒10 Pap. 19 
quaest.).

45) A .  Cooley,  Septimius Severus, The Augustan Emperor, in: S .  Swa i n /
S. J.  Ha r r i son /J.  El sne r  (Hgg.), Severan culture, Cambridge 2007, 381‒393.
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Diesem Eindruck steht eine schon in der römischen Historiographie ersichtliche Qua-
lifikation des Septimius Severus als princeps civilis gegenüber, für die Brandt Cas-
sius Dio 76,17,1‒3 zitiert (438) und auf die „protokollartigen Zusammenfassungen der 
Rolle des Septimius Severus und seiner Beisitzer bei der Findung und Formulierung 
von Gerichtsentscheidungen“ aus den Digesten verweist (439)46). Auch die berühmte 
Inschrift von Dmeir mit dem Prozessprotokoll der Verhandlungen unter Caracalla 
dient Brandt als Beleg für den Beizug von amici und den Rückgriff auf das kaiser-
liche consilium47).

Zentral für die Entwicklung des Rechts ist ferner die Beobachtung, dass „die 
Aufwertung der Gardepräfektur und die Ausweitung ihrer Aufgabenbereiche bis 
hin zu einer allgemeinen Kontroll- und Koordinationsinstanz […] ein wesentliches 
Merkmal des zivilen Regierungshandelns von Septimius Severus und Caracalla“ 
dargestellt habe (439), denn hierzu gehörte auch der konsequente Einbezug von Fach-
juristen. So seien gerade die „beiden exponierten Juristen“ Papinian und Ulpian, 
„bevor sie die Prätorianerpräfektur erlangten, jeweils ‚a libellis‘ gewesen und damit 
an einer für die Kommunikation zwischen Kaiser und Reichsbewohnern entschei-
denden Stelle“ (440f.). In der Bewertung dieser Eigenart der severischen Dynastie 
sieht Brandt bürokratische Elemente am Werke, denn es sei „unübersehbar, dass 
Septimius Severus und Caracalla in ungewöhnlich großem Ausmaß in der Erteilung 
von Reskripten, in der Formulierung von Kaiserbriefen und in der praktischen Ge-
richtsbarkeit engagiert waren“ (441). Gerade aus Sicht der Romanistik hätte man hier 
gerne mehr über mögliche Motive oder Hintergründe der starken Einbindung von 
Juristen gehört: Lag hierin eine Professionalisierung, wie es die Historia Augusta 
andeutet? War es in der Biographie des Septimius Severus begründet, dem – wiede-
rum in der Historia Augusta – selbst juristische Ambitionen zugeschrieben werden? 
Oder ist das Bemühen um das Recht und die Verwaltung letztlich nur ein Ausdruck 
einer um Legitimation ringenden Kommunikation eines Kaisers, der sich erst nach 
langen Machtkämpfen durchsetzen konnte? Natürlich sind derartige Überlegungen 
immer ein Stück weit spekulativ und daher nur mit Vorsicht anzustellen. Gerade 
wenn aber die Kommunikation des Kaisers im Zentrum der Kaisergeschichte stehen 
soll, wäre doch die Frage nach der Rolle des Rechts wie der Rechtswissenschaft in 
diesem kommunikativen Prozess zu stellen und könnte – gerade auch vor dem Hin-
tergrund der offensichtlich öffentlichen Rollen eines Papinian oder Ulpian ‒ auch zu 
Antworten führen. Jean-Pierre Coriats eingehende Analyse der severischen Recht-
setzung und Rechtsprechung48) wäre in diesem Zusammenhang genauer zu prüfen 
gewesen, als mit einer knappen Fußnote zu „consolidation et précodification“ (441 
mit n. 374)49), denn die Details der severischen Rechtsetzung lassen kommunikative 
Strategien sichtbar werden.

46) E .  Da a lde r,  De rechtspraakverzamelingen van Julius Paulus, Recht en 
rechtvaardigheid in de rechterlijke uitspraken van keizer Septimius Severus, The 
Hague 2018, und dazu U.  Babu siau x , ZRG RA 138 (2021) 674‒691.

47) Brandt 439 verweist zutreffend auf Wa n ke r l  (Fn. 43) 193‒226; vgl. ferner 
U. Babu siau x , Kommentare des Kaiserrechts in Papinians Quaestiones, ZRG 
RA 126 (2009) 156‒186, bes. 183f.

48) J.-P.  Cor ia t , Le prince législateur, La technique législative des Sévères et les 
méthodes de création du droit impérial à la fin du principat, Rome 1997.

49) J.-P.  Cor ia t , Consolidation et précodification du droit impérial à la fin du 
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Für die Constitutio Antoniniana (443‒446) diskutiert Brandt „andere als fiska-
lische Motive“ und nennt vor allem die Tatsache, dass ein zuvor nur Wenigen zu-
gängliches Privileg nunmehr „zu einem Gemeingut“ (445) geworden sei, wodurch 
Caracalla „eine Vielzahl von dankbaren Neubürgern [geschaffen habe], die geradezu 
als Klientel des ‚pater patriae‘ zu verstehen waren, was sich auch in dem nun mas-
senhaften Gebrauch des kaiserlichen ‚nomen gentile‘ Aurelius durch die Beschenk-
ten artikulierte“ (445). Aus dieser plausiblen Sicht wird also auch die allgemeine 
Bürgerrechtsverleihung zu einem Mittel, das Akzeptanzbedürfnis des Kaisers zu 
befriedigen und seinen Rückhalt bei verschiedenen Gruppen zu stärken. Möglicher-
weise gehört hierzu auch die von Brandt zu recht hervorgehobene intensive Tätig-
keit des Caracalla als princeps civilis, die in Inschriften, Papyri und Rechtsquellen 
belegt wird50):

„Zusammen mit ‚amici‘ und Ratgebern nahm er Anhörungen […] vor, regelmäßig 
las er Korrespondenzen, und in einer an die Stadt Banasa in Mauretanien gerichte-
ten Verordnung aus dem Jahr 215/1651) konzediert Caracalla den offenbar explizit 
erbetenen Erlass geschuldeter Steuerzahlungen, allerdings unter der Bedingung, 
künftig allen Verpflichtungen ohne Verzug nachzukommen“ (458).
2.g) Das VIII. Kapitel „,Krise‘ oder ‚Transformation‘? Die Zeit der Solda-

tenkaiser (235‒284)“ (482‒585) befasst sich mit der auch von Brandt als Über-
gang verstandenen Zeit, die sich – auch wenn in einzelnen Gebieten Wohlstand 
und Frieden zu konstatieren seien – jedenfalls insofern als krisenhaft erweise, 
als „Akzeptanzdefizite“ deutlich sichtbar würden (484). Gerade für diese durch 
Usurpationen und rasche Regierungswechsel gekennzeichnete Epoche bewährt 
sich der auf die Kommunikation abzielende Ansatz des Werkes, weil er zeigen 
kann, wie zwar militärische Erfolge die Ausrufung zum Kaiser motivieren konn-
ten, ein dauerhafterer Machterhalt aber „reichsweite Akzeptanz“ (500) verlang-
te, die nur selten erreicht wurde und nur selten von Dauer war. Hierbei ist er-
neut der Rückgriff auf Münzprägungen hilfreich. So zeigt Brandt am Beispiel des 
Decius (506f.), welche „kommunikativen Anstrengungen“ unternommen wurden, 
um nicht nur „sich und seine Söhne als verlässliche und glückverheißende Zu-
kunftsperspektive darzustellen“ (506), sondern auch auf Vorbilder früherer Kaiser 
verwiesen wird, um eine eigene Genealogie zu schaffen, in deren Nachfolge sich 
Decius stellen möchte. In die kurze Herrschaft des Decius fällt das sog. „Opfer-
edikt“, das wahrscheinlich Ende 249 erlassen wurde und vorsah, „dass alle freien 
Reichsbewohner öffentlich Rechenschaft über erfüllte Opfertätigkeit zu leisten 
und vor lokalen Autoritäten zu opfern hatten“ (508). Das von christlichen Auto-
ren als gezielte Maßnahme gegen die Christen gedeutete Edikt wird durch Papyri 
bestätigt, die Vollzugsbescheinigungen enthalten (508). Brandt betont hingegen, 

principat, in: É .  L év y (Hg.), La codification des lois dans l’antiquité, Paris 2000, 
273‒284.

50) Zu Caracallas juristischer ,Naturbegabung‘ vgl. D.  Nör r, Aporemata Apo-
krimaton (P. Columb. 123), in: R .S .  Bag na l l /G.M.  Brow ne /A.E .  Ha n-
son / L .  Koe ne n  (Hgg.), Proceedings of the Sixteenth International Congress of 
Papyrology, Chico 1981, 575‒604, 588.

51) AE 1948, 109 = EDCS-08800084; vgl. den Kommentar von M.  Eu ze n na t / 
J.  Ma r ion /J.  Ga scou (Hgg.), Inscriptions antiques du Maroc, 2: Inscriptions La-
tines, Paris 1982, Nr. 100, 96‒98 m. w. N.
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dass sich das Edikt „am ehesten mit dem Legitimationsbedürfnis des Decius […] 
erklären“ lasse, „der sich und seine Herrschaft der Gunst der Götter zu versichern 
suchte“ (509). Diese Intention werde auch durch andere Inschriften und durch 
den Decius-Porträttypus bestätigt (509). Auch für die in den Jahren 257 und 258 
ergriffenen Maßnahmen der Gesamtherrscher Valerian und Gallienus gegen die 
Christen sieht Brandt nicht als „allgemeine Bestrafung des Christseins“, sondern 
als „Erzwingung von Loyalitätsaktionen in kultischen Formen“, die erneut der 
Rettung des Reichs gedient hätten, dessen Gefährdung als Strafe für die fehlende 
Loyalität gegenüber den herkömmlichen Göttern gedeutet worden sei (521f.). Nu-
anciert zeichnet Brandt die verschiedenen Herrscher und ihr oft nur kurzes Wir-
ken nach und beschreibt vor allem die verschiedenen Bestrebungen, die Macht zu 
erhalten. Den Abschluss des Kapitels bildet ein Blick auf das gallische Sonder-
reich (260‒274) und das Teilreich Palmyra (260‒272), die Brandt als „Desinte-
grationsprozesse“ (557, 563) kennzeichnet, wobei er beide Abspaltungen nicht als 
lokale Abwanderungsbestrebungen, sondern „aus dem Kontext der Soldatenkai-
serzeit“ erklärt, d. h. als den sonstigen Usurpationen vergleichbare Entwicklung 
(567). Weitere, innere Desintegrationsprozesse sind nach Brandt das Aufkommen 
des Christentums (568‒574) und ökonomische Unsicherheiten (574‒585). Das 
Hauptproblem der Epoche aber sei die gegenüber der etablierten Praxis misslun-
gene Kommunikation:

„Die in der Kaiserzeit entwickelten und praktizierten Grundelemente des Re-
gierungshandelns […] sowie der Versuch, die eigene Herrschaft und die eigene 
‚persona‘ reichsweit bekannt zu machen, um Akzeptanz zu erlangen, spielten in 
der Soldatenkaiserzeit nur noch eine untergeordnete Rolle. Die Intensität und die 
Qualität dieser für die Stabilität des Prinzipats hochbedeutsamen herrscherlichen 
Kommunikation, welche in den beiden vorangegangenen Jahrhunderten zu beob-
achten war, wurde nicht mehr erreicht“ (585).
3. Der rasche Durchgang durch die dichte und detailreiche Darstellung kann das 

Leseerlebnis des flüssig und prägnant geschriebenen Werkes nicht ersetzen. Trotz 
der Fülle an Informationen und trotz der auch Randfragen einbeziehenden Untersu-
chung ist es jederzeit möglich, Brandts ,roten Faden‘ zu verfolgen, und es gelingt ihm 
auch bei Verwicklungen oder Unklarheiten in der Ereignisgeschichte, seine Leser in 
den Bann zu ziehen. Nur an wenigen Stellen merkt man, wie viel Kärrnerarbeit wirk-
lich in diesem Buch steckt und welche langen und mühevollen Stunden ein elegant 
und schlüssig daherkommender Satz in Wahrheit gekostet haben mag. Wenn im Vor-
gang an manchen Punkten aus rechtshistorischer Sicht oder Literatur Ergänzungen 
angebracht wurden, so darf dies nicht als Widerspruch zu den Ausführungen oder als 
Kritik an der besonderen Leistung des Autors missverstanden werden. Vielmehr sind 
die vergleichenden Hinweise als eine Aufforderung an die romanistische Forschung 
zu lesen, sich mit dieser neuen Gesamtdarstellung der römischen Kaiserzeit ausei-
nanderzusetzen. So bietet gerade die Perspektive der kaiserlichen Kommunikation 
verschiedene Anknüpfungspunkte für eine neue Untersuchung der Rolle der römi-
schen Rechtswissenschaft, die nicht nur durch einzelne Juristenpersönlichkeiten, 
sondern durch Rechtsetzung, Rechtsprechung und Rechtsauskunft insgesamt an der 
Kommunikation zwischen Herrscher und verschiedenen Gruppen der Bevölkerung 
beteiligt war. Brandts Werk fordert also auf, manches, in der Romanistik lieb ge-
wonnenes Paradigma aufzugeben oder jedenfalls zu hinterfragen. Wie vor allem die 
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von Brandt konsequent einbezogenen papyrologischen und inschriftlichen Quellen 
zeigen, findet die Tätigkeit der Juristen nicht nur in einem bestimmten „contesto 
culturale“52) statt, sondern auch in einem besonderen politischen Rahmen53).

Zürich  U l r i ke  Babu siau x*)

Ciceros Topica und sein Programm De iure civili in artem redigeno, hg. von Wol f-
r a m Buchw it z / Mat t h ia s  Eh me r. Duncker & Humblot, Berlin 2023. 292 S., 
ISBN 978-3-428-18831-4

Der Band besteht aus 7 Aufsätzen, entstanden aus Vorträgen, die im September 
2022 anlässlich eines im Kloster Bronnbach (Baden-Württemberg) veranstalteten in-
terdisziplinären Seminars gehalten wurden. Er wird ergänzt durch eine einführende 
Übersicht der Herausgeber und eine Zusammenfassung von Fr a ncesco  Ve r r ico. 
Bei dem Sammelband handelt es sich um ein Panorama unterschiedlicher Sichtwei-
sen auf Ciceros Topica. Ciceros schmale Schrift über die Arbeitsweise der römischen 
Juristen kann als „Beitrag zur Umsetzung des Programms“ aus seinem leider nicht 
erhaltenen Werk „De iure civili in artem redigendo“1) angesehen werden (Buch-
w i t z / Eh me r  10).

Es lohnt sich, diese Besprechung mit einem kurzen Blick auf den Aufbau und die 
Struktur der Topica zu beginnen (vgl. R a lph  Ba ck hau s  60f. und die Tabelle bei 
Eh me r  173): Zu Anfang steht Ciceros Grußwort an den Juristen G. Trebatius Testa2) 
(dazu eingehend T homa s  Ba ie r  37ff.). Die eigentliche Problembehandlung besteht 
aus den Abschnitten zum Auffinden von Argumenten (pars inveniendi; zum etymo-
logischen Argument als Beispiel siehe Con s t a nt i n  Wi l lem s 181ff.) und zu deren 
Bewertung (pars iudicandi)3); zu den dabei verwendeten juristischen Beispielen sie-
he Ba ck hau s  (59ff.). Es folgt eine Diskussion darüber, welche Topoi sich für welche 
Probleme (quaestiones) am besten eignen4). Den Abschluss markiert ein Schlusswort 
an Trebatius5). Der Schwerpunkt Ciceros liegt nach dessen eigener Ankündigung 
(Cic. top. 6) beim Auffinden von Argumenten, da diese Aufgabe von den Stoikern zu-
gunsten der Dialektik vernachlässigt worden sei (zur Dialektik Buchw it z / Eh me r 
21ff.; zum Begriff des topos Ba ie r  44ff.). Zu diesem Teil gehören auch Argumente, 

52) E .  Stol f i ,  Il contesto culturale, in: C.  Ba ldu s  et al. (Hgg.), Dogmenge-
schichte und historische Individualität der römischen Juristen, Storia dei dogmi e 
individualità storica dei giuristi romani, Atti del Seminario internazionale, Monte-
pulciano 14–17 giugno 2011, Trento 2012, 251‒297.

53) Vgl. bereits D.  Liebs , Hofjuristen der römischen Kaiser bis Justinian, Mün-
chen 2010, bes. 171‒193.

 *) ulrike.babusiaux@ius.uzh.ch, Rechtswissenschaftliche Fakultät, Universität 
Zürich, CH-8001 Zürich.

1) Die Topica wurden um 44 v. Chr. publiziert. Indirekte Hinweise zum verlore-
nen Werk „In artem redigendo“ finden sich in Cic. de orat. 1,185‒1,191 und in Cice-
ros Brutus sowie Gell. 1,22,7 und Quint. inst. 12,3,10.

2) Gelebt 84 v. Chr.–ca. 4 n. Chr., vgl. www.deutsche-biographie.de/pnd119233398. 
html (10.10.2024).

3) Diese Trennung der partes inveniendi und iudicandi ist in Cic. top. 6 angelegt.
4) In Cic. top. 79–96.
5) In Cic. top. 100.


